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HAUSMITTEILUNGEN

Bilder aus Bangalore
Ab dieser Ausgabe beginnt die WOZ auf der 
letzten Seite eine neue Fotoserie. Für seine 
Reihe «The Street as Studio» porträtierte der 
Fotograf und Expolizist Cop Shiva Menschen, 
die nach Bangalore kamen, um das Glück zu 
finden. Shiva postiert die ArbeitsmigrantIn-
nen, Pendlerinnen und Pilger vor gemalten 
Werbeplakaten oder Wandmalereien, die 
die Schönheiten Bangalores und des Bun-
desstaats Karnataka anpreisen. Dabei wählt 
er Hintergründe aus, die in Beziehung zu 
den Hoffnungen der Menschen stehen.

Chile schaut nach vorne
In Chile zeigt sich, wie schwierig es ist, eine 
verlorene Demokratie zurückzuerobern, 
und dass es nicht damit getan ist, einen 
Präsidenten und ein Parlament zu wählen. 
WOZ-Redaktor Toni Keppeler erzählt in 
seinem soeben erschienenen Buch «Chile 
in Bewegung» (Rotpunktverlag) von Men-
schen und ihren Kämpfen im früheren und 
im heutigen Chile. Die Reportagen handeln 
von Fluch und Segen der Salpeterwüste, von 
den «chaotischen Jahren der Hoffnung» un-
ter dem sozialistischen Präsidenten Salvador 
Allende, von der langen Nacht der Pinochet-
Diktatur, die das Land zu einem der ers-
ten Experimentierfelder einer neoliberalen 
Ökonomie machte, und von der Student
Innenbewegung der letzten Jahre. Aber auch 
vom langen Leiden der Mapuche-Indianer
Innen und wie schweizerische Einwander
Innen den chilenischen Süden eroberten. 
Die Militärdiktatur, die 1990 formal beendet 
war, hat lange nachgewirkt. Doch heute ist 
die Angst vorbei: Chile schaut nach vorne.

DIESSEITS VON GUT UND BÖSE

Grausamer Glamour
Ich bin dem Boulevard ja durchaus zugetan. 
Doch bei manchen Leseerlebnissen jagt es 
selbst mir den Nuggi raus. Wenn zum Bei-
spiel eine Tamedia-Lifestyle-Journalistin 
unter «Mode & Design» drei Spalten lang 
vor sich hin träumt: «Mit Frau Trump käme 
neuer Glamour ins Weisse Haus.» Ich fürchte 
nämlich, sie meint es ernst. Und fände es 
auch noch gut.

Egal wie wahnsinnig der Gatte sein 
mag, Hauptsache, die First Lady macht was 
her: «Sie bricht das ultimative politische 
Tabu: Melania Trump zeigt ihr Décolleté. 
Damit wäre sie die erste sexy First Lady.» 
Ganz davon abgesehen, dass auch Sexy-
ness im Auge der Betrachterin liegt, passt 
die Einschätzung, ein entblösstes Décolleté 
sei schon ein politisches Statement, eher 
in den US-amerikanischen Bible Belt als in 
eine mitteleuropäische Moderedaktion im 
21. Jahrhundert.

Das ist die Krux dieser Branche: Alles 
ist egal, und Inhalte stören nur. Wie TV-
Serien-Präsidentengattin Claire Underwood 
sei auch «Trump eine Meisterin des eis-
kalten Glamours»: Endlich, endlich würde 
das Weisse Haus auch real zum «House of 
Cards».

Zurzeit vermeidet sogar der Boule-
vard, Schönheit und Geschmackssicherheit 
der syrischen First Lady zu rühmen. Doch 
ich bin sicher: Wenn deren Gatte erst mal 
wieder an Verhandlungstische geladen wird, 
erscheinen auch wieder Homestorys über 
Asma al-Assad.  KHO

RUEDI WIDMER

Unten links

Es war ein überraschender Schachzug der Ini­
tiantInnen: Nachdem der Basler Grossrat die 
erste Bodeninitiative ebenso abgelehnt hatte 
wie den Gegenvorschlag der Regierung, zog 
man sie kurzerhand zurück und lancierte im 
Januar 2015 den Gegenvorschlag der Regierung 
eins zu eins als «Neue Bodeninitiative». 

Die Kernforderung aber blieb dieselbe: 
Das kantonseigene Land soll in Zukunft nicht 

mehr privatisiert werden, sondern in öffent­
lichem Besitz bleiben. Mit einer Ausnahme: 
wenn ein Verkauf innerhalb von fünf Jahren 
durch Zukauf anderer Flächen ausgeglichen 
wird (siehe WOZ Nr.  27/15). So kommt die 
«Neue Bodeninitiative» nun am 28. Februar zur 
Abstimmung.

An der jetzigen Praxis würde deren An­
nahme erst mal nicht viel ändern. Dass Boden 
ein knappes Gut ist, zumal in einem Kanton 
wie Basel-Stadt, hat man auch hier erkannt. Seit 
2007 gilt eine Immobilienstrategie, laut der man 
Land grundsätzlich behalten will. Das rech­
net sich auch finanziell: 2014 hat der Kanton 
eine Rendite von über fünf Prozent mit Grund­
stücken erzielt, die er im Baurecht abgegeben, 
sprich: langfristig vermietet hat. Und allein 
die Tatsache, dass Boden im Kantonsbesitz ist, 
bedeutet noch lange nicht, dass darauf günsti­

ger Wohnraum entsteht. Basel erwirtschaftet 
auch deshalb eine gute Rendite auf seinen Im­
mobilien, weil es den Baurechtszins am Markt 
ausrichtet. Warum dann also überhaupt diese 
Initiative?

Ganz einfach: Weil eine Strategie kein Ge­
setz ist, sich also schnell ändern lässt und dafür 
noch nicht mal durchs Parlament muss. Nehmen 
wir das Beispiel Hafen: Hier soll in den kom­
menden Jahren ein Filetstück direkt am Rhein in 
ein Wohngebiet umgezont werden. Das wird in­
teressant  – nicht nur für StadtentwicklerInnen 
und Baufirmen, sondern auch für Immobilien­
investoren. 

Vielleicht sollte man Basel-Stadt also doch 
lieber mit einem Gesetz davor schützen, das 
eigene Tafelsilber zu verscherbeln. Dann könn­
ten auch künftige Generationen noch mitbe­
stimmen, wie sie den Boden nutzen wollen.

BASLER BODENINITIATIVE

Wer besitzt,  
bestimmt?
VON STEFANIE MÜLLER-FR ANK

Es ist verrückt: Die Aktie der Credit Suisse (CS) 
liegt inzwischen auf dem gleichen Stand wie 
Anfang der neunziger Jahre. Bis zur Finanzkrise 
2008 kletterte sie auf 88 Franken, seither ist sie 
auf 13 Franken gefallen. Ein ähnliches Bild zeigt 
sich für die UBS. Seit Anfang Jahr hat sich ihre 
Talfahrt beschleunigt, genauso wie jene ande­
rer globaler Institute. Versicherungspapiere für 
die Deutsche Bank, mit denen sich Investoren 

für den Fall schützen, dass die Aktien der Bank 
wertlos werden, sind jüngst auf ein Mehrjah­
reshoch geschossen. Kurz: Immer mehr Investo­
rinnen rechnen mit einer Pleite des Instituts. Es 
scheint, als ziehe am Finanzhimmel ein neuer 
Sturm auf.

Die tiefere Ursache liegt in der geschei­
terten Wirtschaftspolitik, die seit Jahren domi­
niert: Auf die Krise 2008 antworteten die Staa­
ten mit milliardenschweren Bankenrettungen 
und Konjunkturpaketen. Als sie daraufhin in 
den Schulden zu versinken drohten, folgten ri­
gorose Sparmassnahmen. Das war die Stunde 
von Occupy und der arabischen Revolution, mit 
ihrem Ruf nach Gleichheit. Inzwischen sind an 
ihre Stelle Rechtsnationalistinnen und Islamis­
ten getreten, die sich ihre Popularitätswerte 
gegenseitig in die Höhe jagen. Statt über Wirt­
schaft zu debattieren, übt sich heute die halbe 

Welt in koranischer Textexegese, um den «wah­
ren» Islam zu ergründen. Absurd.

Im Hintergrund bestehen derweil die 
Wirtschaftsprobleme weiter. Jahre der Sparpoli­
tik und der Lohnkürzungen haben die Weltwirt­
schaft weiter destabilisiert. Der Absturz konnte 
nur abgewendet werden dank weltweit weiterer 
57 Billionen US-Dollar Neuschulden, die seit 
2007 auf die bereits bestehenden 142 Billionen 
aufgetürmt wurden. Ermöglicht wurde dies 
durch die Zentralbanken, die die Zinsen auf un­
ter null senkten. Das ist die ökonomische Situa­
tion, unter der nun auch die Banken ächzen.

Vorbei sind auch die Zeiten, als über Eigen­
kapitalpolster für Banken debattiert  wurde. Im 
Herbst schrieb der Bundesrat den Grossbanken 
ein Polster von fünf Prozent ihrer Bilanz vor. Zu 
wenig. Kommt es zum grossen Sturm, könnten 
CS und UBS leicht wieder ins Wanken geraten.

Die SP ist keine Arbeiterpartei. Zu diesem 
Schluss kommt nun also eine Studie der Poli­
tikwissenschaftlerin Line Rennwald und des 
Historikers Adrian Zimmermann. Basierend auf 
Umfragen nach eidgenössischen Wahlen unter­
suchten sie den «Wahlentscheid der Arbeiter in 
der Schweiz im Zeitraum von 1971–2011».

Wählten 1975 noch 38 Prozent der «Arbei­
ter» die SP, waren es 2011 noch 16. Dagegen stieg 
der Anteil der SVP-wählenden «Arbeiter» von 8 

auf 40 Prozent an. Ausgerechnet jene Partei, die 
mit ihrer Wirtschafts- und Sozialpolitik aus­
gesprochen «arbeiterunfreundlich» politisiert. 
Mit dem entscheidenden Zusatz, dass sie  – in 
trügerischer Privilegierung der «Schweizer Ar­
beiter» – all jene brandmarkt, die noch schlech­
ter gestellt sind: Sozialhilfebedürftige, IV-Rent­
nerInnen, Asylsuchende  – und ArbeiterInnen 
ohne Schweizer Pass.

Wen meinen die WissenschaftlerInnen, 
wenn sie von «Arbeitern» schreiben? Aufgrund 
der Datenlage hätten sie nur die «Gruppe der 
Arbeiter im engeren Sinn» in der Industrie, dem 
Baugewerbe und dem Transportsektor analy­
sieren können, schreiben sie. Zugleich weisen 
sie aber darauf hin, dass mit dem Zuwachs des 
Dienstleistungssektors «auch der Anteil der 
Dienstleistungsangestellten (z. B. Verkaufsper­
sonal, Reinigungspersonal) an der Arbeiterklas­
se im weiteren Sinn gestiegen» ist.

Allein die vage Definition zeigt, wie sehr 
der Wandel von der Industrie- zur Dienstleis­
tungsgesellschaft die sozialen Strukturen um­
gekrempelt hat. Das Klassenbewusstsein ist 
diffundiert. Gleichzeitig haben mit dem «Nie­
dergang» der klassischen Arbeiterklasse diverse 
soziale Bewegungen Auftrieb erhalten – und hat 
sich die Parteienvielfalt in der Linken erweitert.

Doch so anachronistisch der Begriff der 
Arbeiterklasse heute klingen mag: Es gibt sie 
noch. Nur ist sie weit heterogener als noch 
vor vierzig Jahren. Das macht ein Klassenbe­
wusstsein schwierig. Zumal sich auf eidgenös­
sischer Ebene kaum noch VolksvertreterInnen 
finden, die die Interessen der Arbeiterklasse 
des 21.  Jahrhunderts glaubwürdig vertreten 
können. In den siebziger Jahren sass mit Willi 
Ritschard ein Heizungsmonteur im Bundesrat. 
Eine solche Identifikationsfigur ist heute nahe­
zu undenkbar.
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